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LEITARTIKEL 

Der Heimfall von Wasserkraftwerken1 

von Dr. iur. Gieri Caviezel

Ausgangslage 

In den nächsten 20 bis 25 Jah-

ren laufen im Kanton Graubün-

den (und in der Schweiz) zahl-

reiche Konzessionen zur Nut-

zung der Wasserkraft aus. Auf 

diesen Zeitpunkt hin stellt sich 

für das verfügungsberechtigte 

Gemeinwesen (Konzessionsge-

meinde) die Frage, wie die wei-

tere Nutzung ausgestaltet wer-

den soll. Dabei bieten sich ver-

schiedene Optionen an, die 

sorgfältig zu evaluieren sind. 

Von entscheidender Bedeu-

tung ist dabei das Heimfall-

recht. Ob das jeweilige Ge-

meinwesen von diesem Heim-

fallrecht Gebrauch macht und 

wie es die künftige Nutzung der 

jeweiligen Wasserkraft organi-

sieren will, hängt von zahlrei-

chen Faktoren ab. Diese strate-

gischen Entscheide sind von 

                                                        
1  Es handelt sich hier um eine (Kurz-)Zusammenfassung eines Aufsatzes, den der Verfasser (zu-

sammen mit einem Co-Autor) in der Zeitschrift Allgemeine Juristische Praxis AJP (Ausgabe Mai 
2022) veröffentlicht. Der vollständige Inhalt dieses Aufsatzes kann beim Autor bezogen und ab 
November 2022 auf der Website von Caviezel Partner heruntergeladen werden. 

2  Wasserkraftstrategie des Kantons Graubünden 2022-2050, Botschaft 2021-2022 (Heft Nr. 9), 
677 ff. 

eminenter wirtschaftlicher Be-

deutung und haben langfristige 

Auswirkungen. Ein sorgfältiges 

Abwägen der eigenen Interes-

sen und Möglichkeiten ist des-

halb zentral.  

Kantonale Wasserkraftstrategie 

Am 12. Oktober 2021 hat die 

Regierung des Kantons Grau-

bünden die Botschaft Wasser-

kraftstrategie des Kantons 

Graubünden 2022-2050 zuhan-

den des Grossen Rates verab-

schiedet.2 Der Grosse Rat hat 

sich damit anlässlich der Febru-

arsession 2022 befasst und die 

Stossrichtungen unterstützt. Das 

Hauptanliegen der Strategie 

besteht darin, den Anteil der öf-

fentlichen Hand (Gemeinden 

und Kanton) an der Wertschöp-

fung aus Wasserkraft zu steigern 

und die bewährten Formen der 
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Zusammenarbeit in der Partner-

werkstruktur weiterzuentwi-

ckeln. Aktuell sind Konzessions-

gemeinden und Kanton mit 

rund 20% am Kraftwerkspark 

beteiligt. Im Grundsatz wird 

eine Mehrheitsbeteiligung der 

Bündner öffentlichen Hand an-

gestrebt. Diese Strategie wird 

die Grundlage für die künftigen 

Heimfälle im Kanton Graubün-

den bilden.  

Das Ende der Konzession und 

dessen Folgen 

a) Dahinfallen des Nutzungs-

rechts 

Mit dem Ablauf der verein-

barten Konzessionsdauer er-

lischt die Konzession von Geset-

zes wegen ohne weiteres. Hin-

sichtlich der Folgen des Erlö-

schens der Konzession ist zu un-

terscheiden zwischen einerseits 

den Folgen auf das Nutzungs-

recht und andererseits den Fol-

gen auf das Eigentum an den 

gesamten Kraftwerksanlagen. 

Auf das Nutzungsrecht wirkt 

sich das Ende der Konzession so 

aus, dass das Recht des Konzes-

sionärs, die verliehenen Gewäs-

ser zu nutzen, dahinfällt und da-

mit das volle Verfügungsrecht 

des verleihenden Gemeinwe-

sens über das Gewässer wieder 

auflebt. Damit kann das Ge-

meinwesen entscheiden, ob 

und allenfalls wie (auch hin-

sichtlich des Umfangs) es die 

Nutzungsverhältnisse am Ge-

wässer neu regeln will. Es kann 

(i) von einer weiteren Nutzung 

des Gewässers absehen (womit 

keine neue Konzession erteilt 

würde und der ursprüngliche 

Zustand wiederhergestellt wer-

den müsste), es kann (ii) das 

Gewässer selber in Eigenregie 

nutzen oder es kann (iii) dem 

bisherigen oder einem neuen 

Konzessionär für die Nutzung 

des Gewässers eine neue Kon-

zession erteilen.   

Von erheblicher praktischer 

Bedeutung im Hinblick auf den 

Heimfall ist die im Jahr 1997 neu 

in das WRG aufgenommene 

Bestimmung von Art. 67 Abs. 4. 

Demnach sind dem Konzessio-

när Modernisierungs- und Erwei-

terungsinvestitionen, welche in 

Absprache mit dem heimfall-

berechtigten Gemeinwesen 

vorgenommen werden, zu ent-

schädigen. Die Vergütung ent-

spricht dabei höchstens dem 

Restwert der Investitionen bei 

branchenüblicher Abschrei-

bung unter Berücksichtigung 

der Veränderung des Geld-

werts. 

b) Der Heimfall  

Von der Frage, was bei Ab-

lauf der Konzession mit dem 

Nutzungsrecht geschieht, ist 

jene nach dem Eigentum an 

den Werkanlagen zu unter-

scheiden. Das rechtliche 

Schicksal der Kraftwerksanla-

gen und vor allem die finanziel-

len Folgen sind für den Ent-

scheid über die weitere Verfü-

gung des Nutzungsrechtes je-

doch von erheblicher Bedeu-

tung. 

Art. 42 des Wasserrechtsge-

setzes des Kantons Graubün-

den (BWRG) regelt den Heimfall 

bei kantonalen Gewässern 

(vorbehalten bleiben abwei-

chende Regelungen in den je-

weiligen Konzessionen). Dem-

nach ist das Gemeinwesen be-

rechtigt, die Kraftwerksanlagen 

des Konzessionärs am Ende der 

Konzession zu übernehmen. 

Hinsichtlich der Entschädigung 

für die Werkanlagen nimmt 

Art. 42 BWRG eine Differenzie-

rung vor und zwar zwischen 

Werkteilen, die dem Gemein-

wesen unentgeltlich heimfal-

len, und solchen, für deren 

Heimfall es eine billige Entschä-

digung schuldet. Unentgeltlich 

fallen die hydraulischen Werk-

teile heim, d.h. "die auf öffentli-

chem oder privaten Boden er-

richteten Anlagen zum Stauen 

und Fassen, Zu- oder Ableiten 

oder Umwälzen des Wassers, 

die Turbinen und Pumpen mit 

den Gebäuden, in denen sie 

sich befinden, die Zugehör, die 

zum Betrieb des Werkes dienen-

den Grundstücke und Rechte 

an fremden Grundstücken" 

(Art. 42 Abs. 1 BWRG). Demge-

genüber sind die Anlagen "zum 

Erzeugen und Fortleiten elektri-

scher Energie" sowie die Dienst-

häuser und Verwaltungsge-

bäude gegen eine angemes-
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sene Entschädigung zu über-

nehmen (Art. 42 Abs. 2 BWRG). 

Als "angemessene Entschädi-

gung" werden in der Regel die 

wirklichen Anlagekosten abzü-

glich der üblichen Amortisatio-

nen verstanden.  

Die Handlungsoptionen des 

Gemeinwesens 

Ausgehend von den gesetz-

lichen Regelungen über das 

Ende der Konzession sowie den 

Heimfall lassen sich die Hand-

lungsoptionen des Gemeinwe-

sens bei Ablauf einer bestehen-

den Konzession im Überblick 

wie folgt darstellen: 

a) Weiterführung durch das 

Gemeinwesen (Eigennut-

zung) 

Mit dem Dahinfallen der 

Konzession steht es dem Ge-

meinwesen zunächst frei, das 

Gewässer selber zu nutzen. Dies 

könnte bspw. für Gemeinden 

eine Option sein, die über ein 

eigenes Stromverteilnetz verfü-

gen und dieses direkt oder über 

ein ausgelagertes kommunales 

Versorgungsunternehmen be-

treiben. 

Für die Eigennutzung bedarf 

es nicht zwingend einer Konzes-

sion. Erforderlich ist jedoch eine 

gesetzliche Grundlage, welche 

das verfügungsberechtigte Ge-

meinwesen zur Nutzung der 

entsprechenden Gewässer im 

Einzelnen ermächtigt. Das Nut-

zungsrecht kann auch durch 

das Gemeinwesen nur dann 

ausgeübt werden, wenn die 

Vorschriften der Umweltschutz-

gesetzgebung – gleich wie bei 

einer Konzessionserteilung an 

einen Dritten – eingehalten 

werden.  

Entscheidet sich das Ge-

meinwesen für einen Weiterbe-

trieb der Anlagen in Eigenregie, 

kann es Kraft der Konzession  

oder einer entsprechenden ge-

setzlichen Grundlage das 

Heimfallrecht ausüben und 

vom bisherigen Konzessionär 

die Übertragung der Anlagen 

verlangen. Damit wird das Ge-

meinwesen Eigentümer sämtli-

cher Produktionsanlagen für 

den (Weiter-)Betrieb des bishe-

rigen Kraftwerks. 

Organisationsrechtlich kann 

dies auf zweierlei Arten erfol-

gen: Entweder erfolgt eine Ei-

gennutzung (im engeren Sinn), 

indem das Kraftwerk direkt 

durch das Gemeinwesen be-

trieben und geführt wird (ent-

sprechende Beispiele existieren 

auf Stufe Gemeinde). Da der 

Betrieb eines Kraftwerks nicht 

unbedingt eine klassische Ver-

waltungstätigkeit darstellt, kann 

das Gemeinwesen das Nut-

zungsrecht am Wasser alterna-

tiv auch auf ein von ihm be-

herrschtes öffentliches Unter-

nehmen übertragen. Dabei 

steht die Form der Aktiengesell-

schaft oder – mit Blick auf die 

steuerlichen Konsequenzen – 

der öffentlich-rechtlichen An-

stalt im Vordergrund. In diesem 

Fall übt das Gemeinwesen das 

Heimfallrecht hinsichtlich der 

bestehenden Anlagen (sowohl 

der "nassen" als auch der "tro-

ckenen") aus und bringt diese 

(bspw. als aktienrechtliche 

Sacheinlagen) in die neue von 

ihm gegründete öffentliche Un-

ternehmung ein. Damit diese 

Unternehmung das Wasser-

recht auch nutzen kann, ist ihr 

vom Inhaber der Wasserrechte 

(Kanton oder Gemeinde) eine 

entsprechende Konzession zu 

erteilen. Die operativen Aktivi-

täten, wie die Geschäfts- und 

Betriebsführung, bzw. die Ener-

gieverwertung können durch 

Drittunternehmen mit entspre-

chendem Fachwissen erfolgen. 

b) Erneuerung der Konzession 

mit dem bisherigen Konzes-

sionär 

Kommt die Eigennutzung 

durch das Gemeinwesen nicht 

in Frage, kann es stattdessen 

die Konzession mit dem bisheri-

gen Konzessionär erneuern und 

gleichzeitig auf die Ausübung 

des Heimfallrechts und die 

Übernahme der bestehenden 

Anlagen verzichten. Materiell 

gehen Heimfallverzicht und Er-

teilung einer neuen Konzession 

an den bisherigen Konzessionär 

Hand in Hand. Einerseits erhält 

der Konzessionär mit der Verlei-

hung das Nutzungsrecht für das 

Gewässer nach Massgabe der 

Konzession; andererseits verein-

bart das verzichtende Gemein-
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wesen mit dem bisherigen Kon-

zessionär, unter welchen Bedin-

gungen es auf die Ausübung 

des Heimfallrechts verzichtet. 

Dazu gehören v.a. Art und 

Höhe der Entschädigung.  

Dabei stehen dem Gemein-

wesen verschiedene Abgel-

tungsmodalitäten offen. Die 

Heimfallverzichtsentschädgung 

kann als Einmalzahlung oder 

gestaffelt geleistet werden. Für 

das Gemeinwesen interessant 

kann aber auch eine Beteili-

gung an der Produktionsgesell-

schaft oder eine Abgeltung in 

Form von Energiebezugsrech-

ten mit freier Verwertbarkeit der 

entsprechenden Energie sein. 

c) Erneuerung der Konzession 

mit einem neuen Konzessio-

när 

Die grösste Flexibilität für das 

Gemeinwesen dürfte in vielen 

Fällen die Option bieten, einem 

neuen Konzessionär eine neue 

Konzession zu verleihen. Der 

neue Konzessionär kann dabei 

– in einem allenfalls reduzierten 

Umfang – auch der alte Konzes-

sionär sein. Diese Variante er-

möglicht es dem Gemeinwe-

sen vor allem, sich an der 

neuen Betreibergesellschaft 

(Konzessionärin) zu beteiligen 

und damit an der künftigen 

Wertschöpfung des Werks ver-

stärkt zu partizipieren. Ausser-

dem wird diese Variante dann 

zur Anwendung kommen, 

wenn die Wasserkraftnutzung 

im Rahmen eines Ausschrei-

bungsverfahrens neu an einen 

Drittbewerber vergeben wird  

oder wenn sich das Gemeinwe-

sen mit dem Heimfallsubstrat an 

einer neuen Gesellschaft für 

den Weiterbetrieb der Anlagen 

beteiligen will. 

Anstelle einer reinen Über-

lassung der heimgefallenen An-

lagen an den neuen Konzessio-

när im Zuge einer Neukonzessi-

onierung kann sich das Ge-

meinwesen mit den Anlagen 

auch an der neuen Gesell-

schaft, welche das Recht für 

den Weiterbetrieb erhält, betei-

ligen. Die heimgefallenen Anla-

gen sind für den weiteren Be-

trieb nötig und stellen einen er-

heblichen Wert dar. Das Ge-

meinwesen bringt diese Vermö-

genswerte in die Gesellschaft 

ein. An der neuen Betreiberge-

sellschaft können – je nach Aus-

gangslage und Verhandlungs-

ergebnis – auch die bisherigen 

Gesellschafter (Konzessionäre) 

und/oder neue Aktionäre, je-

weils zusammen mit dem Ge-

meinwesen, partizipieren. Für 

die Einbringung der Kraftwerks-

anlagen erhält das Gemeinwe-

sen einen dem eingebrachten 

Wert entsprechenden Aktien-

anteil an der neuen Gesell-

schaft. Darüber hinaus hat es 

Anspruch auf Energiebezugs-

rechte im Umfang der Beteili-

gung. Diese Energiebezugs-

rechte können auf dem Ener-

giemarkt verwertet werden. 

Jüngere Praxisbeispiele zeigen, 

dass daraus sehr attraktive Lö-

sungen für das Gemeinwesen 

resultieren können. 

Beurteilungskriterien 

Ob das Gemeinwesen von sei-

nem Heimfallrecht Gebrauch 

machen soll, hängt von ver-

schiedenen Faktoren ab, die 

sorgfältig zu prüfen und abzu-

wägen sind. Dabei spielen v.a. 

die folgenden Beurteilungskrite-

rien eine Rolle.  

a) Rolle des Gemeinwesens als 

Stromproduzent 

Es gibt gute Gründe, die für 

den Staat als wesentlichen In-

vestor im Bereich der Energie-

versorgung sprechen. Dazu ge-

hören Aspekte der Versor-

gungssicherheit, welche ge-

rade mit Blick auf die zu erwar-

tende Stromlücke an Bedeu-

tung gewinnen wird. Sodann 

stellt die Nutzung der Wasser-

kraft einen bedeutenden regio-

nalpolitischen Faktor dar. Inso-

fern ist es nachvollziehbar, dass 

die lokalen Gemeinwesen 

auch ein Interesse daran ha-

ben, an der Wertschöpfung aus 

diesen Anlagen zu partizipie-

ren. Dies geschieht einerseits 

über die Wasserrechtsabga-

ben, andererseits aber auch 

vermehrt über die direkte Betei-

ligung von Kanton und Ge-

meinden an den einzelnen 

Kraftwerksgesellschaften.  
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b) Wirtschaftliche Aspekte am 

Konzessionsende 

Eine wichtige Frage für das 

heimfallberechtige Gemeinwe-

sen ist jene nach den tatsächli-

chen Kosten für die Übernahme 

des Werks und die langfristigen 

Ertragsaussichten bei einem Be-

trieb unter neuer Eigentümer-

schaft. Die Kosten für die Über-

nahme der elektromechani-

schen Teile ergeben sich aus 

deren wirtschaftlichen Bewer-

tung auf Basis der jeweiligen 

Anlagebuchhaltung. Um die 

künftigen Erträge abschätzen 

zu können, ist ein klares Bild der 

notwendigen Ersatzinvestitio-

nen in den nächsten Jahrzehn-

ten erforderlich. Die konkrete 

Bemessung der Entschädigung 

hat unter Anwendung einer 

nachvollziehbaren wirtschaftli-

chen Methodik zu erfolgen, in 

der auch ein allfällig vom Ge-

setz abweichender Wortlaut 

der Konzession berücksichtigt 

wird. 

Zu berücksichtigen sind so-

dann die Modernisierungs- und 

Erweiterungsinvestitionen ge-

mäss Art. 67 Abs. 4 WRG. 

Schliesslich muss der Konzes- 

sionsgeber eine Vorstellung ge-

winnen über den Wert der An-

lagen, die vom Heimfall betrof-

fen sind. Dazu wird üblicher-

weise ein Ertragswert ermittelt.  

Die Gegenüberstellung von 

Kosten, die mit einem Heimfall 

verbunden sind, und Erträgen 

aus unterschiedlichen Szena-

rien erlaubt eine Abschätzung 

der Ertragsaussichten einer 

nächsten Konzessionsperiode. 

Auch wenn die Marktentwick-

lung über die nächsten Jahr-

zehnte mit grosser Unsicherheit 

behaftet ist, präsentiert sich 

den Konzessionsgebern in vie-

len Fällen ein erfreuliches Bild. 

Sie sind in der Lage, eine be-

triebsfähige Anlage zu vorteil-

haften Konditionen überneh-

men zu können. Allerdings stellt 

sich die Frage, in welcher Form 

das Gemeinwesen an der künf-

tigen Wertschöpfung partizipie-

ren soll. 

Die oben skizzierten Optio-

nen erlauben eine Bandbreite 

an möglichen Lösungen, die 

von einer rein finanziellen Ab-

geltung über Energiebezugs-

rechte bis zur Beteiligung am 

Aktienkapital einer Gesellschaft 

reichen. Auch hier sind die Aus-

gangslage und die Bedürfnisse 

des betroffenen Gemeinwe-

sens im konkreten Einzelfall ent-

scheidend dafür, welcher An-

satz verfolgt werden soll. Im We-

sentlichen geht es darum, eine 

ausgewogene Lösung zu fin-

den zwischen der Risikobereit-

schaft und der Risikotragfähig-

keit des Gemeinwesens auf der 

einen Seite und der Erhöhung 

der Wertschöpfung auf der an-

deren Seite. Zur Wertschöpfung 

zählen dabei sämtliche finanzi-

ellen Flüsse, von der direkten 

Verwertung der Energie über 

die Dividende sowie sachge-

rechte Transferpreise zwischen 

dem Partnerwerk und seinen 

Aktionären bis hin zu den Was-

serzinsen. 

c) Energieverwertung und 

Kraftwerksbetrieb 

Der Betrieb einer Kraftwerks-

anlage durch die öffentliche 

Hand mag auf den ersten Blick 

unverständlich erscheinen. Al-

lerdings hat sich die Situation 

seit der Öffnung des Strom-

marktes grundlegend verän-

dert. Heute kann für die Ver-

marktung der Produktion eines 

Kraftwerkes bzw. eines Anteils 

davon auf spezialisierte Dienst-

leister zurückgegriffen werden. 

Im Vergleich zu früher existieren 

transparente(re) Marktpreise 

und entsprechende Absiche-

rungsprodukte. Die Prozesse für 

den Handel von Energie und 

den damit verbundenen Da-

tenaustausch sind standardi-

siert.  

Der (Mit-)Eigentümer einer 

Wasserkraftwerksanlage in der 

Schweiz hat somit heute weit 

mehr Möglichkeiten, seinen An-

teil an der Kraftwerksproduktion 

zu vermarkten, als dies vor dem 

StromVG der Fall war. In diesem 

Sinn ist auch die regelmässige 

Beaufsichtigung sowie die spo-

radische Evaluation eines 

Dienstleisters durch die öffentli-

che Hand relativ einfach zu be-

werkstelligen. 
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Schlussbemerkungen 

Das Ende einer Wasser-

rechtskonzession stellt den Zeit-

punkt dar, an dem die Karten 

neu gemischt werden. Das ver-

leihende Gemeinwesen sollte 

sich gut darauf vorbereiten, da-

mit es seine Trümpfe auch tat-

sächlich spielen kann. Dabei 

sollte man sich auf keinen Fall 

entmutigen lassen durch den 

Eindruck, Heimfall und Beteili-

gung an einer Kraftwerksgesell-

schaft stellten für die öffentliche 

Hand eine unüberwindbare 

Herausforderung dar. Zahlrei-

che Beispiele beweisen, dass 

selbstbewusst agierende Kon-

zessionsgeber im Hinblick auf 

das Konzessionsende äusserst 

attraktive Verhandlungsergeb-

nisse erzielen können, die ihnen 

einen deutlich grösseren Anteil 

an der Wertschöpfung aus 

Wasserkraft sichern. 
 

NEUES AUS DER RECHTSPRECHUNG 

Raumplanungsrecht: Mehrwertabgabe bei Um- und Aufzonungen 

von MLaw Andrea Brunner

In einem kürzlich ergange-

nen Urteil hatte sich das Bun-

desgericht mit dem von der 

Gemeinde Meikirch BE erlasse-

nen Reglement über die Mehr-

wertabgabe auseinanderzu-

setzen. Dieses sah eine Mehr-

wertabgabe lediglich bei Einzo-

nungen, jedoch nicht bei Um- 

und Aufzonungen vor.  

Gemäss Art. 5 Abs. 1 RPG 

sind die Kantone verpflichtet, 

einen angemessenen Aus-

gleich für erhebliche planungs-

rechtliche Vor- und Nachteile 

zu regeln. Art. 5 Abs. 1bis RPG 

hält dazu weiter fest, dass das 

kantonale Recht den Ausgleich 

so ausgestalten müsse, dass 

mindestens der Mehrwert bei 

Einzonungen ausgeglichen 

werde. Unklar war somit bis-

lang, ob die Kantone auch ver-

pflichtet sind, Um- und Aufzo-

nungen einem Mehrwertaus-

gleich zu unterstellen. 

Im vorliegenden Urteil hat 

das Bundesgericht nun ent-

schieden, dass das kommunale 

bzw. kantonale Recht den 

Mehrwertausgleich auch bei 

Um- oder Aufzonungen regeln 

müsse.  

Das Raumplanungsgesetz 

des Kantons Graubünden 

(KRG) schreibt in Art. 19i Abs. 1 

den Gemeinden lediglich vor, 

eine Mehrwertabgabe für Ein-

zonungen zu erheben. Die Re-

gelung von weiteren Abgabe-

tatbeständen überlässt das 

kantonale Recht den Gemein-

den (Art. 19j Abs. 2 KRG). 

Aufgrund des vorliegenden 

höchstrichterlichen Urteils wird 

dieser Spielraum der Gemein-

den nun eingeschränkt. Sie 

werden verpflichtet, den Mehr-

wertausgleich bei Um- und Auf-

zonungen im kommunalen 

Recht zu regeln. 

 

Urteil des BGer vom 

05.04.2022 (1C_233/2021)
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Raumplanungsrecht: Umnutzung von ortsbildprägenden Bau-

ten gemäss Zweitwohnungsgesetz 

von MLaw Andrea Brunner

Im Urteil R 20 54 vom 

29. März 2022 hatte sich das 

Verwaltungsgericht des Kan-

tons Graubünden mit der Um-

nutzung ortbildprägender Bau-

ten im Sinne des Zweitwoh-

nungsgesetzes (ZWG) ausei-

nanderzusetzen. 

Das Verwaltungsgericht hielt 

zunächst fest, dass die Bestim-

mung der ortsbildprägenden 

Bauten im Sinne des Zweitwoh-

nungsgesetzes grundsätzlich im 

Verfahren für die kommunale 

Grundordnung zu erfolgen 

habe. Die Bauten seien dabei 

gestützt auf ein Gebäudein-

ventar als "geschützt" oder 

"schützenswert" zu klassieren. 

Das geeignete Planungsinstru-

ment hierfür sei der Generelle 

Gestaltungsplan (GGP). Ent-

scheidend sei, dass die Pla-

nungsunterlagen sachliche 

Gründe enthalten würden, 

weshalb eine Baute ortsbildprä-

gend sei. Nur ausnahmsweise 

könne eine Baute unter den 

Voraussetzungen von Art. 35b 

Abs.1 KRVO auch im Baubewil-

ligungsverfahren als ortsbild-

prägend bezeichnet werden.  

Die Anrufung dieser Ausnah-

mebestimmung setze insbeson-

dere voraus, dass für die Baute 

bereits in der vor dem 1. Januar 

2016 beschlossenen kommuna-

len Grundordnung eine Erhal-

tungsregelung auf der Basis ei-

nes Gesamtkonzepts über das 

Ortsbild bestehe (Art. 35b 

Abs. 1 lit. b KRVO). Allein die Zu-

ordnung zur Ortsbildschutzzone 

genüge jedoch nicht, um die 

Voraussetzung von Art. 35b 

Abs. 1 lit. b KRVO zu erfüllen. 

Ebenso wenig genüge eine 

Klassierung als generell "ge-

schützter Siedlungsbereich"  

oder "generell geschützte Ein-

zelbaute" im Sinne von Art. 43 

Abs. 1 KRG, damit eine Baute 

als geschützt im Sinne von Art. 9 

Abs. 1 ZWG gelte. Bei einer sol-

chen Klassierung käme die Um-

nutzung einer ortsbildprägen-

den Baute im Sinne von Art. 9 

Abs. 1 ZWG nur unter den Vo-

raussetzungen von Art. 35b 

KRVO in Frage. 

Für die Gemeinden bedeu-

tet dies nun, dass sie ortsbild-

prägende Bauten im Sinne von 

Art. 9 ZWG grundsätzlich im 

Rahmen einer Ortsplanungsre-

vision im generellen Gestal-

tungsplan entsprechend zu be-

zeichnen haben. Ohne eine 

solche Klassierung der Baute in 

der Grundordnung ist eine An-

wendung von Art. 9 ZWG nur 

sehr eingeschränkt möglich. 

 

Urteil des VGer vom 

29.03.2022 (R 20 54) 

KANZLEINEWS 

Flavio Decurtins 
 

 

 

Wir gratulieren unserem 

Kanzleipartner MLaw Flavio 

Decurtins zur Erlangung des 

Notariatspatents. 

 

Ab sofort steht Ihnen in un-

serer Kanzlei neben Dr. iur. 

Gieri Caviezel auch MLaw 

Flavio Decurtins für sämtli-

che notariellen Dienstleis-

tungen in den Bereichen 

des Sachenrechts, des Ge-

sellschaftsrechts sowie des 

Ehe- und Erbrechts zur Ver-

fügung. 
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